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Unverlangte Drucksachen und Manuskripte

Tenin
und die „^ Kronprätendenten

Nach dem Tode Lenins dürfte ein Auszug aus außer -
ordentlich interessanten Charakteristiken , die im letzten
Frühjahr Herr Louis Fischer , der Sonderberichterstatter
der Newyorker „Evening Post " in Moskau von ihm und
seinen Mitarbeitern und etwaigen Nachfolgern — „Thron -

Prätendenten "
, wie Herr Fischer sie etwas ironisch nannte

— entworfen hat , aktuell sein .
Der Bericht Fischers würdigte zuerst die Person und

die Leistung Lenins der für die Masse des russischen
Volkes bereits zu einer legendären Erscheinung gewor -
den sei, der aber auch bei den gebildeten Klaffe « hohe «
Respekt wegen seiner Intelligenz und seines Scharfsinns
gefunden hat . Als Beweis für den überragenden Ein -
fluß Lenins wird die Geschichte des Urquhart -Abkom -
mens mit England angeführt . Krassin habe damals
als russischer Unterhändler einen beiden Teilen annehm -
bar erscheinenden Vertrag zum Abschluß gebracht und
nach der allgemeinen Meinung in Rußland sollte der
Vertrag angenommen werden . Da kehrte Leni « von sei-
nem Erholungsurlaube zurück und erklärte , daß ihm der
Vertrag nicht zusagte , und damit war die Sache negativ
erledigt . Herr Fischer charakterisiert Lenins Stellung fol -
gendermaßen : „Bei jeder Zusammenkunft ist Lenin die
Mehrheit . Er macht den Eindruck mit seinen räfonnie -
renden Ausführungen und erobert mit seinem Willen .
Niemand wird ih « allein ersetzen können ."

Auch Trotzky , an den man in erster Stelle denken
könnte , wird nach Fischers Überzeugung nicht an Lenins
Stelle treten können , schon darum nicht , weil er als
Jude nicht die Millionen von russischen Bauern hinter
sich bekommen würde . Sonst hätte er wohl die Qualitäten
für die Führerschaft . Fischer sagt von ihm : „ Er ist ein
Mann von Energie , von wuchtiger Persönlichkeit und
diamanthartem Willen . Außerdem besitzt er eine Eigen -
sckaft die Lenin fehlt : organisatorische Begabung . Die
Rote Armee ist das Erzeugnis seiner Hände . Als die
russischen Eisenbahnen in hoffnungslosestem Zustande
waren , wurde Trotzky gebeten , die Sache in Ordnung zu
bringen . Jetzt ist das Schwierigste , was Rußland zu tun
hat , die Wiederherstellung der Schwerindustrie und wie -
der soll Trotzky diese Aufgabe übernehmen . Dazu kom-
men seine Beweise von persönlichem Mut an den verschie-
denen Fronten , was seine Popularität außerordentlich ge-
hoben hat . Er ist heute der stärkste Mann in Rußland
und er steht gut mit den Massen . Und doch werden sein
Wort und sein Wille nicht so respektiert wie die , Lenins
und der Mantel des russischen Oberführers wird nicht
allein auf seine Schultern fallen .

"

Es ist überhaupt Fischers Ansicht , daß die faktische
Alleinherrschaft Lenins der Gleichherrschaft von etwa
5 starken Persönlichkeiten nach Lenins Tode Platz machen
wird . Zu diesen dürften mit Sicherheit gehören : Trotzky ,
Kameneff und Stalin . Um die beiden noch übrigen Plätze
dürften ringen : Krassin , Rykoff , Zinovieff und Dzer -
zhinsky .

Von diesen Persönlichkeiten sind Krassin , Kameneff
und Zinovieff schon oft in der europäischen Öffentlichkeit
behandelt worden . Weniger bekannt sind Stalin , Ry -
koff und Dzerzhinsky , deren Portraitfchilderung durch
Fischer deshalb besonders interessieren dürfte .

Stalin , ein Jude aus Georgien , der ursprünglich
Dzughashvili hieß , ist Kommissar für die nationalen
Minderheiten , die in so großer Menge in Sowjetrußland
leben und hat eine oft recht schwierige Aufgabe mit Ge -
schicklichkeit und einer gewissen Philosophie gelöst . In -
nerhalb der russischen kommunistischen Partei besitzt er
einen „erschreckend großen " Einfluß , der kaum hinter
dem Trotzkys zurücksteht . „Seine asketische Lebensweise ,
seine rastlose Energie und seine Freundschaft mit Lenin
— dessen nächste« persönlicher Freund er sein soll — ha¬
ben ihm viele Anhänger verschafft .

"

Rykoff war einer der ersten Anhänger der bolschewisti -
schen Anschauungen und hat auf dem kommunistischen
Kongreß in London 1903 bereits eine bedeutende Rolle
gespielt . Lenin hat ihn wegen seiner Geschicklichkeit und
persönlichen Ehrenhaftigkeit in die Höhe gebracht und
ihm seit dem Beginn der Revolution verantwortungsvolle
Posten anvertraut . Rykoff gilt als Spezialist für Wirt -
schaftliche Fragen .

Das Gegenteil Rykoffs ist Dzerzhinsky , der sich nicht
durch persönliche Ehrenhaftigkeit , sondern durch absolute
Bedcnkenlosigkeit auszeichnet . Fischer meint , wenn eine

Tätigkeit recht schmutzig sei, so würde sie schon aus diesem
Grund Dzerzhinsky anvertraut , denn dafür wäre er der
beste Mann . Dzerzhinsky , der Abstammung nach Pole ,
war das Haupt der berüchtigten Tscheka und hat deshalb !
eine Fülle von Haß auf sich gezogen . Darum ist er auch !
schon unzählige Male durch Kopenhagener und Heising - '

forser Telegramm -Agenturen als „ermordet " bezeichnet ;
worden , er freut sich aber noch immer guter Gesundheit
und besitzt unzweifelhaft neben seiner Skruppellosigkeit
auch gute Fähigkeiten , vor allem eine große organisato - !
rische Begabung . Seine kennzeichnende Eigenschaft aber |
bleibt die Bcdenkenlosigkeit : „Wenn private Vermögen !
zu konfiszieren , Leute zu bespitzeln oder heimlich um die
Ecke zu bringen waren , dann war Dzerzhinsky , der Leiter
der Tscheka, der Mann dazu .

"

£

flftaobonalbs Ziele
Der jetzige englische Ministerpräsident Macdonald

hat im Oktober 1922, als er noch Vizepräsident der
englischen Arbeiterpartei war , in dem vom „ Man -
chester Guardian Commercial " herausgegebenen
Heft „Der Wiederaufbau in Europa "

, einen Artikel
veröffentlicht , in dem er darlegt , was er tun würde ,
wenn er Minister de« Äußeren wäre . Es ist weni ^
wahrscheinlich , daß Mavdonald damals bereits daran
gedacht bat , daß ihm dieses Amt so bald zufalle .
Gerade oeshalb sind seine damaligen Ausführun --
gen von Interesse :!

„ Wenn die Regierungspolitiker der führenden europäischen
Nationen ihre Politik zweckloser Strafmatznahmen und nicht zu
verwirklichender Reparationen noch eine Zeitlang fortsetzen
würden , wäre das ihren Nachfolgern vererbte Wiederaufbau -
>roblem nichts mehr als die Liquidierung des erklärten Ban -
Trottes dieser Völker . In welchem Stadmm man auch in den
Ruin Europas eingreifen würde , jeder Wiederaufbau müßte
mit einer Nachprüfung der wichtigsten politischen und wirt -
schaftlichen Beschlüsse beginnen , zu denen man in Paris gelangt
ist. Sie haben erschreckende Ergelbnisse gehabt , und solange sie
unsere Politik leiten und bestimmen , kann Europa weder zum
Frieden noch zum Wohlstand gelangen . Sie wurden einem
Volke , das der „ einzige Kriegsverbrecher " war , als von Gott
auferlegte Strafen verkündet , und ich zweifle nicht daran , daß
die politische Weisheit oder das wirtschaftliche Eigeninteresse
sie schon in allernächster Zeit verurteilen und abschaffen wird .
Im Hintergrund unserer Gedanken lebt noch immer der un -
versöhnliche Richter , der uns unnachgiebig und hart macht , weil
wir die Theorie der Kriegspropaganda , daß Deutschland die
Alleinschuld am Kriege trägt , noch aufrecht halten , obwohl sie
jetzt für jeden , der die offiziellen Dokumente kennt , die in den
letzten Jahren ,da? Licht der Welt eMickt haben , unhaltbar ge¬
worden ist. Um das moralische Gleichgewicht wieder herzu -
stellen und unsere Gedanken ohne Voreingenommenheit unse -
ren politischen und wirtschaftlichen Problemen zuwenden zu
können , müssen wir eine Untersuchung unterstutzen , die die
diplomatischen und militärischen Verträge der Jahre 1900 bis
1914 ans Licht fördern würde , eine Untersuchung , die von
Männern von internationalem Ruf als Juristen und Historiker
durchgsführt werden mühte .

Schon lange vor der Einstellung der Feindseligkeiten waren
Teile der Arbeiterbewegung darüber klar , und versuchten ge-
wisse Prinzipien der Regelung der Frage durchzusehen , wie sie
in den Wilsonschen 14 Punken und in den Verhandlungen vor
dem Waffenstillstand zum Ausdruck kamen , aber im Bersailler
Bertrag verletzt wurden .

Es wurden zwei Arten von politischen Fehlern gemacht , die
eine dauernde Regelung verhindern und die inneren Zustände
der Völker aus dem Gleichgewicht bringen . Der eine Fehler
tritt in dem Fall Österreich zutage , >daS so beschnitten wurde ,
daß es weder die geistige noch die rassenmäßige ( man nenne
es , wie man will ) noch die wirtschaftliche Besonderheit einer un -
abhängigen politischen Einheit besitzt. Der andere Fehler wird
in Polen dokumentiert , das eine Herrschaft über Gebiete und
Völker übernahm , auf die es keinerlei Rechtsansprüche hatte
und zu der es durch keinerlei Notwendigkeit berechtigt erschien.
Wenn ein allgemeiner Frieden in Europa herrschen würde ,
wäre der Anschluß Österreich - Ungarns an Deutschland , wie es
seinen Wünschen entspricht , für jeden von Vorteil .

Die Bersailler Strafen — denn sie sind Strafen und keine
Reparation — waren grotesk von Anfang an . Sie waren der
Ausdruck der Eitelkeit des vom Siegesbewußtsein geschwellten
menschlichen Willens . Sie hatten keine Beziehung zu Wirt -
schaftlichen Gesetzen oder geschäftlichen Auswegen , höchstens
nur insoweit sie sie verletzten . Mehr noch als die Zerstörung
des Krieges selbst, haben sie die Armut , die seit 1918 über
Europa tastet , verstärkt .

Die Politik der Arbeiterschaft ist einfach und geradlinig . Die
Prinzipien , auf denen die Politik der Arbeiterpartei gegrün -
det sind , stellen sich in Kürze folgendermaßen dar :

1 . Die Höhe und Form der Reparationen erfordert zwei
Sanktionen , die erste der Gerechtigkeit . die zweite der Wirt -
fchaftspolitik ;

2. die Sanktion der Gerechtigkeit muß auf Prinzipien , die
man in den Verhandlungen vor dem Waffenstillstände fest-
gefetzt hat , beschränkt werden . Im Einklang mit diesen Ver -
Handlungen haben wir uns verpflichtet , Teutschland keine fol- /
chen Zahlungen , wie Pensionen und Gehälter , die sich aus den
NachkriegszustSnden ergaben , aufzuerlegen . Diese Zahlungen
mühten sofort in Abzug gebracht werden ;

3 . Die Sanktion der Wirtschaftspolitik muß nicht nur durch
Deutschlands Zahlungsfähigkeit bestimmt werden , sondern auch
durch die Überlegung , wie viel es ohne Schädigung unseres
eigenen Volkes uns übermitteln kann und in welcher Form wir

die Reparationszahlung zu übernehmen imstande sind. In
bezug auf diesen Punkt haben unsere öffentliche Meinung und
ihre Vertreter in Paris leider die phantastischsten Ideen und
sie denken an Geldzahlungen , anstatt Sachlieferungen , an eine
absolute Zahlung , anstatt an eine Zahlung im AuStaufchver -
kehr ;

4. Wie hoch auch die Summen sein mögen , die gefordertwerden , sie müssen endgültig festgesetzt sein , damit Deutsch ,
land sich über die Höhe seiner Verpflichtungen klar wird . Sie
dürfen nicht aus einem bankrotten Lande eingetrieben wer -
den . weil es viel mehr in unserem Interesse liegt , daß Deutsch ,
land imstande ist , mit uns Handel zu treiben und seine nor -
male Stellung in der Weltproduktion und dem Weltaustaufch
einzunehmen , als daß wir von ihm Zahlungen erhalten , deren
Wirkung auf unsere Wirtschaft zweifelhaft ist, selbst wenn
man sich die größte Mühe gäbe , sie zu unserem Vorteil aus -
fallen zu lassen . Diese Zahlungen können nicht eingetrieben
werden , wahrend die deutsche Mark nicht einen Pfifferlingwert ist . Als Voraussetzung jeder Zahlung mutz eine Politik
zur Wiederherstellung des deutschen Handels entworfen und
verfolgt werden . Ein Moratorium von einer gewissen Länge
ist infolgedessen von größter Wichtigkeit . Die Wirkungen der
Entschadigungspolitik der Alliierten auf unsere eigene Jndu -
strie hat einen schnell unterdrückten Schrei nach einer voll -
kommenen Aufhebung jeder Entschädigung hervorgerufen .
Wenn wir den Betrag einerseits darauf beschränken , was
Deutschland wird zahlen können und andererseits , was wir ,
ohne uns zu schädigen , aufnehmen können und dann zusehen ,
datz wir nicht fordern , was nicht durch die Mrffenstillstands -
bedingungen festgelegt wurde , bleibt nur ein kleiner Rest
übrig .

Dies ist im Umritz die Politik der Arbeiterpartei . Ich weiß
jedoch, daß es eins ist, ein Ziel zu setzen und etwas anderes ,es zu erreichen . Die alliierte Politik — mit Einschluß der
Politik Amerikas — hat die Probleme kompliziert und eine
Regierung , die ein Sprachrohr der Arbeiterpartei ist, wird sich
nicht nur wirtschaftlichen Problemen gegenübergestellt sehen,
sondern auch politischen , die sich in die eine Frage zusammen ,
fassen lassen : Wie sollen sich unsere Beziehungen zu Frank -
reich , zu Amerika und dem Völkerbunde gestalten ?

Es wäre nötig , unsere europäische Politik Frankreich ganz
verständlich zu machen , selbst wenn es zuerst scheinen sollte ,als ob Mißverständnisse unterliefen . Die Politik darf jedoch
nicht nach ihrem ersten Stadium beurteilt werden , es muß
ihr die Möglicheit geboten sein , sich vollkommen auszuwirken ,
so datz die endgültigen Wirkungen zutage treten können .

Ein aus der Arbeiterpartei hervorgegangener Buß -nministcr
würde wahrscheinlich damit beginnen , daß er neue Möglich-
leiten einer internationalen Vereinbarung auf dem Wege
einer internationalen Konferenz in der Frage der Schulden
und Reparationen gewinnen würde . Er würde sich jedoch
zuerst den Boden sichern und durch das Beispiel von Genua
genagend gewarnt sein . Die Schwierigkeit in der Lösung der
unmittelbar sich aufdrängenden Probleme liegt in Frankreichs
Haltung gegenüber Deutschland . Er würde sich weigern , den
Zwang weiter auszuüben , er würde ein Moratorium unter -
stützen , er würde damit anfangen , sich aus der Rheinland -
brsetzung zurückzuziehen . Nach einer sehr schwierigen Zeit
von einem oder zwei Monaten , während der man ihm volles
Vertrauen schenken mutzte , würde er sich endlich im leichteren
Fahrwasser befinden und der Weg zu einer besseren Verstän -
digung mit Frankreich auf der Basis einer positiveren Politik
als wir sie je betrieben haben , käme in Sicht .

Ein aus der Arbeiterpartei hervorgegangener Autzenmini -
ster wäre in der Lage , Amerika in das Werk des Wiederauf .
baues einzuspannen .

Was man auch von dem Völkerbund in seiner jetzigen Ge -
stalt oder in seiner bisherigen Wirkung denken mag , es ist
der einzige zitternde Sprötzling der Inkompetenz der Alliierten
in Paris , der zu kräftigem und nützlichem Leben aufgepäppelt
und entwickelt werden kann . Die Arbeiterpartei muß daher
dem Völkerbunde ihre Aufmerksamkeit widmen und ihn auf
jede Art und Weise benutzen , um Europa wieder herzustellen
und die Grundlagen eines wirklichen Friedens , der nicht durch
die Furcht vor feindlichen Heeren , sondern durch eine ratio ,
nelle Gerechtigkeit aufrecht erhalten wird , schaffen . Der Völ -
kerbund müßte die Autorität besitzen, die Schlichtungen und
Ausgleiche , die die Verträge erfordern , durchzuführen . Er
müßte die Maßnahmen zur allgemeinen Sicherheit fanktio -
nieren , er müßte sich mit Reparationen und Entschädigungen
beschäftigen . Die Arbeiten besonderer interalliierter Kom -
Missionen sollten so schnell wie möglich aufgegeben und durch
den Völkerbund ersetzt werden . Zu diesem Zwecke müßte er
in seinem Gefüge vervollständigt und sein wahrhaft inter -
nationaler Standpunkt außer Zweifel gestellt werden . Es
wurde gesagt , datz Deutschland nicht zugelassen werden kann ,
weil wir bis jetzt nicht sicher find , daß es den Völkerbund auf
die Art und Weise benutzen wird , wie er gedacht wurde . Es
ist schade , datz auch die Handlungen der im Völkerbund befind -
lichen Mächte nicht demselben Zweifel unterworfen wurden .

Wenn unser Land eine Regierung hätte , die durch die eben
von mir gezeigte Politik geleitet wäre , würde es sich sicher wie -
der einmal an die Spitze der liberalen Mächte der Welt ge-
stellt haben und weder seine Stellung noch sein Einfluß dürfte
durch die großen dauernden Veränderungen , die der Krieg mit
sich gebracht hat , verkrüppelt oder getrübt werden .

"

Zum Z . Vorsitzenden der deutsch -demokratischen Reichstag»-
fraktion wurde am Samstag der Abg. Dr . Haas (KarlSnxfjte )
gewählt . ( 1 . und 2 . Vorsitzender sind, wie gemewet , die Abg.
Koch und Erkelenz .)

Die Auslandshilfe des Deutschen Rvten Kreuzes . Der Ge -
samtwert der vom Deutschen Raten Kreuz im letzten Viertel -
jähr 1Q23 vermittelten Auslandsliebesgaben erreicht die außer -
ordentliche Summe von sechs Millionen Goldmark . Der herz -
liche Dank des deutschen Volkes ist den Gebern sicher.



Die Hufwertuno
Dai sogenannte AufwertungSgesrtz soll am heutigen DienS »

tag im Reichskabinett verabschiedet werden . Es dürfte sichnach dem augenblicklichen Stand der Dinge um ein Besteue -
rungS - bezw . Besteuerungsrahmengesetz für JaslationSgewinnehandeln . Praktisch geregelt wird nur ein Teil des ganzen
Fragenkomplexes . Dazu gehört die Angelegenheit der Hypo -
theken.

Der „Franks . Ztg." zufolge ist momentan beabsichtigt , indem Gesetz vorzuschreiben, dah das Grundbuch bis 31. Dezem¬ber 1324 bereinigt sein soll. Das bezieht sich aber nicht aufdie zuletzt zustande gekommenen wertbeständigen Hypotheken .Es läßt hingegen die seinerzeit bestandenen Goldhypotheken ,die durch Aufhebung der Goldklausel zu Papierhypothekenwurden , nicht wieder ausleben. In Wirklichkeit kommen alsoalle bis in die letzte Zeit hinein ausgegebenen reinen Reichs-markhypotheken und ehemaligen Goldhypotheken in Betracht.Gläubiger und Schuldner sollen das Recht haben , die Ber-
Handlungen über die Beseitigung der Schuld und über das
künftige etwa fortbestehende Schuldverhältnis zu beginnen und
notfalls vor einem Schiedsgericht zum Austrag zu bringen.Die Grenze für die Aufwertungsvergütung wird im Gesetzevielleicht nur «ach oben gezogen, und zwar in Höhe von10 Prozent .

Wie die Hvvothekeninstitute, also Sparkassen , Hypotheken-banken, Versicherungsgesellschaften damit im einzelnen versah-
ren , bleibt abzuwarten . Die Hypothekenbanken scheinen zumTeil eine Aussonderung ihrer alten Bestände und ihrer alten
Verpflichtungen zu planen , die Versicherungsgesellschaften eine
individuelle Übertragung auf jede einzelne alte Police für tech-
nisch unmöglich und für substanzzehrend zu halten und dem-
nach einer durchschnittlichen einheitlichen Weiterleitung in die
alten Policen sichtbar den Vorzug zu geben. In den Städten
wird eine MietzinSsteuer geplant , die auch auf die Wohn-
gebäude des flachen Landes sich erstrecken soll , die aber den
Ländern überlassen bleibt und die allgemeine Nutzung der
landwirtschaftlichen Objekte für Steuerzwecke einer späteren
reichsgesetzlichen Zusatzregelung überlassen werden. Die Miet -
zinssteuer scheint zu verlangen , dah bis 1. April 1924 die
Mieten in den Wohnhäusern . Fabriken , Warenhäusern usw .
für die Steuerzwecke auf mindestens 30 Prozent der Friedens -
miete heraufgesetzt werden .

Gleichfalls der späteren Regelung durch etwaiges Reichs»
gesetz sollen wegen der Schwierigkeiten der Ermittlung die so-
genannten Jnflationsgewinne aus Kreditnahme vorbehalten
bleiben, also der Borteil , den ein Kreditnehmer bei der Reichs-
bank oder bei Privatbanken durch die Geldentwertung gehabt
hat . Es erscheint zweifelhaft, ob diese Besteuerungsfrage je-
mals wirklich praktisch wird . Im Gange ist tatsächlich aber
die Besteuerung desjenigen Gewinnes , den private Emittenten
von Notgeld , soweit sie im Austrage der Gemeinden handelten ,
erzielten . Soweit Obligationen in Betracht kommen, sind die-
jenigen , die mit hypothekarischer Sicherheit versehen waren ,
genau so KU beurteilen wie die Hypotheken selber. Liegt ihnen
keine ziemliche Sicherheit zugrunde oder handelt es sich uimStaats , und Reichsanleihen , so soll die Entscheidung erst sal-len. Es gilt nicht für unmöglich, daß man sogar zu einem
Aufwertungsverbote treibt , wenigstens für die staatlichen
Emissionen . Es wäre aber auch denkbar, dah man die Ord»
nung dieses Teilausschnittes gleichfalls der späteren Reichs -
gesetzgebuna i'berläßt in Welchem Falle allerdings der Speku -
lation in Reichsanleihen usv>. nur ein neuer Anlaß zur Be»
tätigung gewährt werden würde . Wenn früher Holz auf
lange -Sichten an den Handel aus den Forsten verkaust wurde ,und ftteftirltfe Käufer dabei Geldentwertungsgswinne hatten ,so soll ! deren Besteuerung den Ländern überlassen bleiben.

Im großen und ganzen wird wohl also nur die Frage der un -
mittelbaren Hypotheken und Hypothekenobligationen in einiger,
mähen endgültiger Form geklärt, sehr vieles andere aber der
späteren Legislative überlassen werden.

Aufwertungsfrage und öffentliche Anleihen
Die „Franks . Ztg .

" bringt folgende Zuschrift :
„Nach dem Herrn Reichsjustizminister kommt für die Schuld-

verschreibungen des Reichs, der Länder und Gemeinden wegen
Zahlungsunfähigkeit der Schuldner eine Aufwertung nicht in
Frage . Das ist ein sehr einfaches Verfahren , Schulden los-
zuWerden. Ob wirklich die Zahlungsunfähigkeit der Schuld-
ner so groh ist , dah sie die Absicht des Reichsjustizministers
rechtfertigt , muh allerdings bezweifelt werden , ganz sicher
wenigstens für einen Teil der Schuldner .

Das Reich ist freilich in einer trostlosen Lage in finanzieller
Hinsicht , einiges könnte es vielleicht doch für die Aufwertungaufbringen , besonders wenn es sich vergegenwärtigt , wie undbei wem die Kriegsanleihen s. Zt . untergebracht worden sind .Bei den Ländern und bei den Gemeinden dürften die Verhält -
nisse wesentlich anders liegen, besonders bei letzteren. Wenn
man die Zeichnungseinladungen der Städte für neue Anleihen
durchsieht, findet man darin eine wahrhaft glänzende Darstel -
lung ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit. Da heiht es z . B.in einem Fall :

„die Stadt hat einen grohen Besitz an . . . Die Schuldender Stadt sind kaum nennenswert "
und so läht sich eine Menge anderer Beispiele anführen . Im
1 . Mgbl. vom 16. d . Mts . heiht es bezüglich der Finanzlageder Stadt Düsseldorf:

„Die Finanzlage der Stadt ist trotzdem im allgemeinen
günstig."
Da sich die Städte selbst in dieser Weise einschätzen , ist ander Richtigkeit der Angaben gar nicht zu zweifeln ^und es istder unumstößliche Beweis dafür erbracht , dah die Städte zah-

lungsfähig und zur Aufwertung ihrer Schulden in der Lage
sind . Jedenfalls liegt gar kein Grund dafür vor, dah der
Reichszustizminister so in Bausch und Bogen erklärt , eine Auf-
Wertung kommt nicht in Frage .

"
Wir glauben — schreibt dazu die „Franks . Ztg . " — dah der

Verfasser dieser Zuschrift dazu neigt , die Finanzlage der ösfent-
lichen Körperschaften im allgemeinen etwas zu optimistisch zubetrachten. Immerhin ist der Gesichtspunkt, daß auch bei die-
ser Schuldnerkategorie die Verhältnisse nicht gleichartig liegen,der Beachtung wert . Besonders in Fällen , in denen Anleihe-
erlöse von Kommunen für werbende Anlagen in Sachwerten
Verwendung gefunden ' haben , könnte die Anwendung der
Grundsätze des Reichsgerichtsurteils unter Umständen zu an -
deren Ergebnissen führen , als bei Reichs- und Staatsanleihen ,die zur Deckung von Fehlbeträgen im Haushalt verwendet
wurden . Dah es aus Gerechtigkeitsgründen an sich erwünschtwäre , allen , die am Anleihebesitz verloren haben , wenigstenseine gewisse Entschädigung zukommen zu lassen, versteht sichvon selbst . Nur darf dieser Wunsch nicht zu Illusionen über
die Möglichkeit verführen , die Ungerechtigkeit der Jnslations -
Periode gerade auf diesem Gebiete wieder zu beseitigen.

Schweizerische Hilfe für Deutschland . Der schweizerischeBundesrat bewilligte zur Unterstützung für die Hilfsaktion in
Deutschland einen Betrag von 80 (XX) Franken.

politische Neuigkeiten
Ein Eingeständnis des „Temps "

Dem Pariser „Temps " zufolge hat sich Frankreich damiteinverstanden erklärt , dah die Pfälzer Frage von der Bot-schafterkonferenz entschieden werde. Das Blatt bestätigt, dahFrankreich und Belgien auf der Anerkennung der „autonomen
Regierung " in der Pfalz nicht bestehen werden , wohl aber die
Rückkehr der wegen franzosenfeindlicher Propaganda ausge-
wiesenen Beamten ablehnen . Der „Temps" hofft , dah beieinem Entgegenkommen Frankreichs in der Prozedurfrage der
Konflikt wegen des pfälzischen Regimes nunmehr glatt bei -
gelegt werde.

Der „Temps " bemerkt dazu : Man müsse heute zugeben, dahdie wahren Tendenzen der rheinischen Bevölkerung durch die
sogenannten Separatisten und Autonomsten nicht sehr treuvertreten wurden . Alle diese Bewegungen hätten Fiasko ge-
macht . Die pfälzische Bewegung , die fortan aufgegeben er-
scheint , sei nur die letzte einer ziemlich jämmerlichen Reihe.
Wegen dieser Bewegung, deren Erfolglosigkeit von den sran -
zösischen Behörden scheinbar nicht immer vorausgesehen wor»den ist, sagt der „Temps " weiter , sei Frankreich angegriffenworden. Dies habe die Regelung der Reparationsfrage nicht
erleichtert. Vielleicht sei es angebracht, das Publikum jetzt ge-
nau über die Haltung der französischen Regierung in diesenFragen zu unterrichten . Frankreich brauche das Licht nichtzu scheuen . '

Die französische Finanzdebatte
Die französische Kammer hat am Montag die Diskussionder finanziellen Sanierungsgesetze fortgesetzt . Mehrere von

kommunistischer und sozialistischer Seite gestellte Anträge aufi Vertagung der Debatte bis nach den Neuwahlen wurden ab -
I gelehnt und der sofortige Eintritt in die Spezialdiskussion der

Gesetzentwürfe mit 428 gegen 152 Stimmen beschlossen. Zudem Artikel 1 , welcher der Regierung Vollmacht gibt, die zurErzielung von einer Milliarde Ersparnisse erforderlichen Mah -namen administrativer Natur auf dem Berordnungswegeunter Ausscheidung deS Parlaments durchzuführen, sind 13Redner zu Wort gemeldet. Bisher liegen 75 Zusatz- und Ab-
änderungsanträge vor . Die Finanzkommission beantragt de-ren ausnahmslose Ablehnung.Am Montag war von drei Kommunisten und einem Sozial »demokraten der Antrag auf Vertagung der Debatte eingebrachtworden. Der kommunistische Abgeordnete Levy ergriff dasWort , um seinen Antrag zu begründen , der aber von derKamimer mit übevwältigender Mehrheit abgelehnt wurde.Dann sprach Abg . Cachin ; er bemängelte die Finanzmahnah -men der französischen Regierung und kam weiter ausführlichauf das Ruhrproblem zu sprechen .

„Wir müssen auf eine kräftige Politik verzichten und dasRuhrgebiet räumen "
(Stimmen auf der Rechten : Das könnteDeutschland so passen "

) . Der Antrag Cachins auf Vertagungwird ebenfalls abgelehnt . Als dritter Redner meldete sich derSozialist Renaud und beantragt gleichfalls Aufhebung der De -batte bis zur Aufstellung der amtlichen Statistiken des fran -zösischen Finanzministeriums . Der Redner führte aus . derPatriotismus sei nichts weiter als geschäftliche Erwägungen .Er behauptet sogar, dah die Franzosen 1914 den Krieg ge-wollt hätten . Diese Bemerkung bringt dem Redner entrüsteteZurufe von der Rechten ein. Renaud erklärt , seine Parteiwerde sich mit allen Kräften der Borlagen widersötzen , die andie Ansichten Mussolinis erinnern . Der Vertagungsantragdieses Abgeordneten wird ebenfalls abgelehnt. Schließlich mel-det sich der Abg. Moutet , der erklärt , das französische Volkwerde nach Abhaltung der neuen Wahlen ebenfalls um seineAnficht über die FinanAinahnahmenbefragt werden müssen .
Der Beamtenabbau

über die Durchführung des Beamtenabbaues im einzelnenwerden voraussichtlich in den allernächsten Tagen noch beson-dere, für den Gebrauch der einzelnen Behörden bestimmteAusführungsbestimmungen erlassen werden . Nach § 8 derPersonalabbauverordnung war festgesetzt worden, dah am1 . Februar mindestens 5 Prozent des Personalbestandes dereinzelnen Dienstzweige abgebaut sein mühten , am 1 . Märzmindestens 10 Prozent und am 1 . April mindestens 15 Pro¬zent . Es handelt sich bei dieser Bemessung um vorgeschrte -bene Mindestzahlen , über die die Reichsregierung inzwischenhinausgegangen ist, indem durch Rundschreiben festgesetztwurde , dah bis Ende Januar jede Verwaltung um mindestens10 Prozent des Personalbestandes vermindert sein mühte .Schon aus den Mitteilungen , die im Sparausschuh des Reichs-tages gemacht worden sind , geht hervor , dah dieses Ziel er«reicht ist . Von zuständiger Stelle wird noch ausdrücklich be -stätigt , dah die durch das Rundschreiben festgesetzten Personal -einschränkungen tatsächlich in den nächsten Tagen überalldurchgeführt sein werden, und hinzugefügt , dah an einzelnenStellen , namentlich da , wo nur vorübergehend zu erledigendeAufgaben bearbeitet werden, der Abbau schon bedeutend wei-ter vorgeschritten sei. Der weitere Abbau soll planmähig im
Zusammenwirken der Verwaltungsabbaukommission , der Per -
sonalabbaukommission und des vom Reichstag eingesetztenSparausschusses vorgenommen werden.

In der Beamtenschaft hat dieser Tage ein Gerücht lebhafteBeunruhigung erregt , wonach der Abbau noch weiter ver-schärft und der Prozentsatz für die Personalverminderung von25 auf 35 Prozent erhöht werden soll. Zu dieser Beunruhi-gung liegt kein Anlah vor. Wie der „Franks . Ztg .
" von zu-

ständiger Berliner Kelle aufs bestimmteste versichert wird,liegt es nicht in der Absicht der Reichsregierung , den Abbau»
saktor zu erhöhen.

Die Eisenbahner und die Arbeitszeit
Innerhalb der deutschen Eisenbahner machte sich infolge der

Erhöhung der Arbeitszeit auf neun Stunden Opposition be-merkbar , die den deutschen Eisenbahnerverband , dem ein Teilder Eisenbahnarbeiter angehört , veranlahte , eine Urabstimmunginnerhalb seines Verbandes vorzunehmen . Zugleich machteer darauf aufmerksam, daß eine Ablehnung eventuell denStreik nach sich ziehen könnte. Der Verband hatte sich auchan die anderen Organisationen mit der Frage gewendet, od
auch sie zur Arbeitszeitverlängerung Stellung nehmen wollten.Die Verbände enthielten sich aber jeder Gegenäuherung . Ausder am Samstag beendeten Abstimmung, deren Gesamtresul -tat noch nicht bekannt ist, läht sich bereits ersehen, dah nur50 v. H. der organisierten Eisenbahner die Arbeitszeiwerlän-
gerung ablehnen , während ein Streik nur dann möglich wäre,wenn 75 v . H . der abgegebenen Stimmen die verlängerte Ar»
beitszeit ablehnen.

Im Zusammenhang mit diesen Vorgängen hat der Reichs »
verkehrsminister eine Kundgebung an die Bahnbeamten er-
lassen , in der er sie eindringlich vor einem Streik warnt , da
seine Aussichtslosigkeit schon heute zu übersehen wäre .

Nach einer Meldung aus Äugsburg hat der bayerische Ge»
neralstaatskommiffar die Vornahme der Urabstimmung unterden Eisenbahnern in Bayern verboten. In Augsburg wurdendie Büros und Wohnungen der Betriebsratmitglieder durch-s,nht und das vorhandene Material für die Urabstimmung be-
schlagnahmt. i

Zuschläge für die Arbeit Erwerbsloser
Die Erwerbslosen sind verpflichtet, gegen ihre Unterstützunggemeinnützige Arbeiten , insbesondere NotstamdSarbeiten̂, zuleisten. Sie erhalten dann gewisse Zuschläge zur Unterstützung.Diese Zuschläge sind jetzt, wie aus Berlin gemeldet̂ wird, inder Weise erhöht vvrden , dah jeder Erwerbslose für je achtStunden , die er mehr als 24 Stunden Arbeit leistet, dreißigProzent Zuschlag zur Hauptunterstützung erhält . Bei schwe»ren Arbeiten kann der Zuschlag schon nach 16 Stunden bezahltwerden . Für Facharbeiter ist eine besondere Prämie von 10

Prozent des Hauptunterstützungssatzes pro Tag eingeführt wor-den. Auherdem ist bei besonders guten und besonders schwiert-gen Leistungen eine Prämie von fünf Prozent täglich fest,gesetzt worden.

Zur Lage in Bayern
Das führende Blatt des badischen Zentrums , der „BadischeBeobachter"

, führt in einem Artikel, der auch für andere als
Zentrumskreise von Interesse ist, folgendes aus :

„Die Bayern wissen heute, wohin die „fremden " Elementedie bayerische Politik geführt haben Damals wurdeHerr von Kahr als ein groher Staatsmann , als ein starkerMann gepriesen, der aus Bayern eine toaste „ Ordnungszelle "
gemacht habe. Heute lesen wir in dicken Lettern geschrieben :
„Alle bayerischen Parteien gegen Kahr !" Am 18. Januarhabe sogar der deutschnationale Führer Dr . Hilpert im baye-
rischen Parlament die „Leichenrede auf Kahr" gehalten , aufKahr , den einst so gefeierten „Diktator " . Ja , man „ sehne sichheute nach einer starken, dem Parlament in jeder Hinsichtverantwortlichen Regierung zurück ! " Was man doch alleserlebt ! Ja , Herr Dr . Hilpert gab sogar zu, „ daß man zu an -deren Mitteln übergehen müsse , falls das Generalkommissa-riat seine Aufgabe , die Sicherung der Staatsautoritäh , nichterfülle "

. Der viel gepriesene Herr von Kahr ist damit vonseinen Anbetern selbst weggeworfen und verlassen und damit
politisch ein toter Mann . Daß alles so kam und kommen
mußte , daran trägt Herr von Kahr nicht jegliche Schuldallein. Die Niederläge aber ist eine Niederlage des Rechts-radiialismus , speziell der Deutschnationalen Partei , die sichvon den eingewanderten „Schulmeistern "

„anführen " ließ.Unter dem Einfluß dieser Politik entstanden die zahlreichenSchwierigkeiten mit dem Reich . Nun erfährt man , daß derFührer der bayerischen Volkspartei dem ehemaligen Justiz -minister Roth , also einem einflußreichen deutschnationalen Po -litiker , vorwirst , „ er habe im Dezember 1921 einfe vernünf¬tige Regelung der Verhältnisse zwischen Bayern und demReich verhindert " . Diese Nackricht ist vom deutschen und na -tionalen Standpunkt besonders interessant !Alles überblickend faßt der Führer der bayerischen Volks»Partei , Herr Geh . Rat Held, sein Urteil in folgenden Satz zu»sammen : „Bayern sei heute eine Unordnungszelle erstenRanges, in der kein anständiger Mensch seines Lebens sichersei !"
Auch wenn man annimmt , daß das harte Wort im Unmutgesprochen ist, so kann man doch nicht leugnen , daß seit dem9 . November 192g Tatsacken bekannt geworden sind, die daSWortspiel von Kdfrr und Karfreitag vollauf erklären ."

Bei den Wahle» im Saargebiet
hat die sog. „Saarländische Wirtschaftsvereinigung "

(Parteider Franzosenfreunde ) sehr kläglich abgeschnitten. StarkenZuwachs haben die Kommunisten erlangt . Es wurden ins -gesamt abgegeben : Zentrum 101 800 Stimmen ; Mehrheits -sozialdemokratie 46 787 ; Kommunisten 39 858 ; SaarländischeVolkspartei (Liberale und Demokraten ) 33 075 ; Partei fürHausbcsitz und Landwirtschaft 8 506 ; Deutschnationale Volks-Partei 3 751 ; Saarländische Wirtschaftsvereinigung (Saar -Separatisten ) 6932 . Wahlberechtigt waren 377 300/ gewählthaben 255 499 , also 68,25 Prozent .Die Mandate dürften folgendermaßen sich verteilen : Zen»trum 14 (16 ) , Sozialdemokratie 6 (5) , Kommunisten 5 (2),Deutsch -Saarländische Volkspartei 4 (Liberale und Demo-kraten 5) , Haus - und Grundbesitzer 1 (2) , Deutschnationale 0,Saarseparatisten 0. (Die Zahlen in Klammern bedeuten die
bisherige Mandatsziffer .)

Edle Bruder oder wie man in Litauen
Zeitungen „verkauft" !

Die „ Memelgauzeitung " in Heydekrug, seit langer Zeitkeine deutsche Zeitung mehr , sondern nur noch eine litauische,in deutscher Sprache erscheinende , ist bekanntlich im August1922 in den Besitz der Herren Broszehl und Jankus über»
gegangen , von diesen aber gänzlich herunterge »?irtschaftet und
jetzt wiederum an den Buchdruckereibesitzer Kurt Siebert inMemel weiterverkauft worden. Broszehl war frühes Alldeut-
scher, dann Franzosenfreund und dann aus recht „ klingenden"
Gründen Litauer . Die Loser, die das Blatt in seiner gutendeutschen Zeit hatte , waren aber bald klug genug, die Zeitungabzubestellen. Auf die Dauer reichten selbst die Gelder ausdunklen Quellen nicht aus , das Blatt mehr zu erhalten . Auchdie „Stimme der preußischen Litauer "

, der Prusiu LietuviuBalsas "
, mutzte jetzt wegen Abonnentenschwundes sein Erschei-nen einstellen. Am Abend des Vertragsabschlusses aber warf ,wie die „ Memelländische Rundschau" beruhtet, der edle Ver»leger seinem Redakteur (auch einem Überläufer ) eine Rotwein »flasche an den Kopf . Allerdings lobenswerterweise eine ge-füllte !

Unerwartetevweise meldete sich aber nach dem Verlaus einneuer Besitzer , der frühere litauische Vertreter in Memel , HerrZillius , der damals, als er im Amte war , die Summe von6000 Dollar für den Ankauf des Mattes gab und eigentlicherBesitzer dadurch wurde , aber da er damls in amtlicher Stellungwar . nicht öffentlich als Zeitungsbesitzer auftreten wollte. Auchsämtliche in der Zwischenzeit entstandenen Verluste und not-wendig werdenden Zuschüsse hat Herr Zillius gedeckt. DurchVorlegung seines Vertrages und eidesstattliche Versicherungbewies er das , so daß er eine einstweilige Verfügung gegendie edlen Vorbesitzer erwirken konnte, daß sie zum Verkauf derZeitung an Herrn Siebert gar nicht berechtigt seien. Aller-dings kam diese Verfügung erst heraus , als der Verkauf bereitsperfekt war . Die beiden edlen Verkäufer hatten die Kauf -summe schon in Händen !

würze Nachrichten
Die Leichenfeier für Lenin hat am Sonntag in Moskau un-ter großem Gepränge stattgefunden . Die Zahl derer, die amSarge vorüberzogen, betrug über eine Million . Der deutscheBotschafter Graf Brockdorff -Rantzau hat im Namen der beider Sowjetregierung beglaubigten Regierungen einen Kranzniedergelegt.
Das italienisch -südslawische Fiume-Abkomme» ist am Sonn -tag in Rom unterzeichnet worden. Die Vorbereitungen zumAbschluß eines Zusatzabkommens sind im Gange . *
Ein türkisch-österreichischer Freundschaftsvertrag . Havas mel-det aus Konstantinopel, daß die Verhandlungen zwischen derTürkei und Osterreich gestern zu einem definitiven Abschlußgeführt haben . Der Freundschaftsvertrag und die Konvention,welche die beiden Hauptpunkte des ganzen bilden,werden in kürzester Zeit unter »»i^ ^ j werden.



Das neugeordnete badiscbe Arbeits -
nacbwelsvvesen

Von Oberregierungsrat E m e l e - Karlsruhe .
I.

Am 22 . Juli 1922 wurde das Reichsarbeitsnachweis¬
gesetz erlassen, mit dem 1. Oktober 1922 in Kraft gesetzt
und so der bisherige vorübergehende Gesetzeszustand be-
endet. Zur Durchführung des Gesetzes mußten die be-
stehenden Einrichtungen umgestellt oder ausgebaut wer-
den . Den Unterbau bilden jetzt die öffentlichen Arbeits -
nachweise (Selbstverwaltungskörper ) , deren fachliche , Be -
schwende- und Auffichtsstelle das Landesamt für Arbeits -
Vermittlung ist. Die fachliche Aufficht über die Durchfüh -
rung des Arbeitsnachweisgesetzes führt im Einvernehmen
mit der obersten Landesbchörde die Reichsarbeitsverwal -
tung in Berlin .

In Baden nahm das Arbeitsnachweiswesen eine ähn-
liche Entwicklung wie in den süddeutschen Nachbarstaaten.
Es wuchs aus dem persönlichen Bedürfnis des einzelnen
Arbeitssuchenden heraus , der teils aus Bildungsbedürf¬
nis , teils aus Daseinssorgen sich eine Stelle suchte . Daher
kommt es , daß auch zuerst sich Fachverbände (Innungen )
und caritative Vereine sich der Stellenvermittlung annah -
men. Der älteste badische Arbeitsnachweis ist vermutlich
einer für Bäcker in Karlsruhe , gegründet im Jahre 1853 .
Daneben machte sich die gewerbsmäßige Stellenvermitt -
lung in größerem Umfange breit . Mit der zunehmenden
Industrialisierung machte sich ein Bedürfnis für auf
breitere Grundlage gestellte Arbeitsvermittlung in den
Knotenpunkten des Wirtschaftslebens geltend . Man schuf
namentlich in den Städten öffentliche Vereins - oder Vür-
bandsarbeitsnachweife , deren Träger eine größere Anzahl
caritative oder Bildungsvereine waren , so in Karlsruhe
1891 , in Freiburg 1892 . Bereits in diesen Anfängen war
der Gedanke der paritätischen Verwaltung ziemlich stark
betont . Man erkannte schon damals ganz richtig, daß
erfolgreiche Arbeit der Arbeitsnachweise nur abseits vom
öffentlichen Parteikampf geleistet werden kann. Gerade

' die Vermittlungstätigkeit von Einzelvereinen galt in die-
ser Hinsicht oft als wenig zuverlässig . Die schweren Wirt-
schaftlichen Verhältnisse der 90er Jahre zeigten immer
deutlicher die Notwendigkeit , das Arbeitsnachweiswesen
als eine „öffentliche" Einrichtung umzugestalten . Das
Fürsorgewesen der Städte sowie das industrielle Aufftre -
ben der Gemeinden weckte zusehends deren Interesse für
diese Einrichtung , während andererseits sinanzielle Nöte
diese Verbandsarbeitsnachweise zwangen , sich finanzkräf -
tige Stützen zu suchen ; sie lehnten sich hierbei gerne an
die Gemeinden , zuweilen auch an den Staat an . Im
Jahre 1897 schuf die Stadt Freiburg einen mustergültigen
„öffentlichen Arbeitsnachweis "

, 1905 Karlsruhe und 1906
Mannheim . Der Übergang dieser Einrichtungen in die
Hände der Städte war dem Gedanken der Parität nur
förderlich. Die Beamten waren städtische Beamte ; der
Leitung stund ein paritätischer Ausschuß aus Arbeit -
geber- und Arbeitnehmervertretern zur Seite . In dem
nun folgenden Zeitabschnitt ging das öffentliche Arbeits -
nacyweiswesen immer mehr in die Hände der Gemeinden
über. Seit 1896 arbeitete der Verband der bad . Arbeits -
nachweise — t>er älteste Verband dieser Art in Deutsch-
land — in erfolgreicher Weise, indem er sich insbesondere
für die Herausgabe von Stellenvermittlungslisten ein-
setzte und auf kostenlose Arbeitsvermittlung hinwirkte .
Eine gewisse Unterstützung erfuhr das Arbeitsnachweis -
Wesen auf gesetzgeberischem Wege durch das Stellender -
mittlungsgesetz im Jahre 1910 ; jedenfalls gewann es in
den nächsten Jahren immer mehr an Bedeutung . Barck
gab im Jahre 1912 über die Vermittlungstätigkeit des
badischen Arbeitsnachweiswesens folgende Schätzung :

Im Jahre 1912 vermittelten Stellen :
a) die Allg . öffentl . Arbeitsnachweise . . 121920
b) die Arbeitgeber - und Arbeitnehmernach-

weise etwa 32 000
c) die caritativen Vermittlungsträger etwa 20 000
6) die gewerbsmäßigen Stellenvermittler . 21 880

Summe . . 195 800
so daß auf die Vermittlergruppe a) 62 Prozent , auf b)
17 Prozent , c) 10 Prozent und d) 11 Prozent der ge-
samten Vermittlungen entfielen .

Kurz vor dem Kriege arbeiteten 18 öffentliche Arbeits -
nachweise. In der Hauptsache war das Arbeitsnachweis -
Wesen jedoch noch ziemlich stark zersplittert und man war
sich in sachverständigen Kreisen durchaus darüber klar, daß
große Schwankungen im Arbeitsmarkt durch die
vorhandenen Einrichtungen nicht bewältigt werden kön -
nen . Als der Krieg ausbrach, erkannte man die Unzu -
länglichkeit der vorhandenen Einrichtungen an und suchte
auch eine neue reichsgesetzliche Regelung zu erzielen ;
allein ohne nennenswerten Erfolg . Die Bundesratsver -
ordnung vom 14 . Juni 1916 war das einzige gefetzgebe-
rische Ergebnis . Die Heeresverwaltung drang auf eine
gute Stellenvermittlung für Kriegsbeschädigte und durch
das Hilfsdienstgesetz auf einen besseren Ausbau der Ar-
beitsnachweise. Der Umsturz 1918 brachte nun das
Problem rasch ins Rollen . Die Vereinbarung zwischen
den Arbeitgeber - und Arbeitnehmerverbänden vom
15. November 1918 forderte „ gemeinsame Regelung und
paritätische Verwaltung des Arbeitsnachweises "

, wodurch
namentlich die Arbeitgeberverbände sich freundlicher zu
den öffentlichen Arbeitsnachweisen stellten . Die neue
Regierung suchte durch die Verordnung über die Arbeits -
nachweise vom 9 . Dezember 1918 den Arbeitsmarkt zu
regeln . Der badische Staatskommissar für die Wirtschaft -
liche Demobilmachung gab am 23 . Januar 1919 seine
Verordnung , „die Arbeitsvermittlung " betresiend , herarks .

Auch die Demobilmachungskommissare griffen in Baden
da und dort ein, um das Arbeitsnachweiswesen zu stützen .
Jedenfalls war in der Zwischenzeit das ganze Arbeits -
gebiet wesentlich erweitert worden . Man beschränkte sich
nicht nur auf die reine Arbeitsvermittlung , sondern be-
handelte den gesamten Fragenkomplex , zu dem auch die
Erwerbslosenfürsorge , Kriegsbeschädigtenfürsorge, Berufs -
beratung , Lehrstellenvermittlung usw. gehören . 1920
schul die Reichsregierung das Reichsamt für Arbeitsver -
mittlung , die jetzige Reichsarbeitsverwaltung , und Baden
Anfang des Jahres 1921 das Bad . Landesamt für Ar-
beitsvermittlung . Die ganze Gesetzgebung hatte aller -
dings nur einen vorübergehenden Charakter und drängte
nach einer endgültigen Regelung , die nunmehr unterm
22 . Juli 1922 erfolgte . -

Die Lage des Arbeitsmarttes
In dem gestern erschienenen Arbeusmarktberickt ist ver¬

sehentlich ein Satz weggefallen. Der vorletzte Absatz beginnt
vollständig so:

Die Braujndustrie im Lörracher Bezirk ist wieder voll be»
schästigt. Die Lage der Bauindustrie im gleichen Bezirk bat
' ich gevessert . Im übriger! ist jedoch die Arbeitsmarktlage im
Baugewerbe schlecht

Landesverband der Bad. Gewerbe - und
Handwerker -Vereinigungen

Das Präsidium des Landesverbandes der Badischen Gewerbe-
und Handwerkervereinigungen hatte sich am Mittwoch in Frei -
bürg i . Br. zu einer gemeinsamen Beratung üiber nichtige
gewerbliche Fragen und zur Besprechung über Vereinsange -
legeitheiten zusammengefunden . Zur Annahme gelangte die
Fassung eines neuen Tarifs für die Landeskrankenkasse der
vereinigten Handwerker und Gewebertreibenden . Derselbe
sieht eine Erhöhung der Krankenkassenbeiträge von 50 auf 65
Prozent vor ; dafür sollen die Bezüge in Krankheitsfällen bis
zu 300 Prozent erhöht werden. Vom 1 . Januar 1924 ab sind
auch die Satzungen der Sterbekasse wieder in Kraft getreten .

In den Abendstunden fand in der „Harmonie " eine große
öffentliche Handwerkerversammlung statt, d-ie von dem Vor -
fitzenden der Freiburger Handelskammer , MechanitermeisterElbs, geleitet wurde . Oberregierungsrat Bucerius, Direktor
des Landesgewerbeamtes Karlsruhe , sprach über die zu schaf-
sende Ausstellung von Handwerkserzeugnissen für den Export .
Der Grundgedanke dieser projektierten Ausstellung ist der :
Es sollen in Karlsruhe von Anfang März ab Erzeugnisse des.
badischen Handwerks in einem Ausstellungsraum zur Schau
gestellt werden , die sich in größeren Mengen anfertigen lassen.
Hauptsächlich sollen es Spezialerzeugnisse sein, z . B . des
Schlosser- , Blechner- oder Schreineriberufs. Damit soM vor-
wiegend der Export belebt und gefördert, jedoch auch der Ab-
nehmer des Inlandes von der Leistungsfähigkeit des Hand-
Werks überzeugt werden . Eine Erweiterung der Ausstellung
ist geplant mit der Veranschaulichung der Ergebnisse des For -
schungs -Jnftituts für rationelle Betriebsführung , auch wird
auf der Ausstellung Gelegenheit geboten sein , hervorragende
Gesellenstücke anzusehen.

Der Leiter der Landeskrankenkasse der Handwerkerverbände ,
Bnrckhardt- Heidelberg , sprach im besondenern über die steuer -
liche Belastung des Handwerks , sodann berichtete er über den
Stand der Krankenkasse . Diese hätte glücklicherweise die un -
sagbar mißliche Lage, in der sie durch die Geldentwertung ge-
raten sei. überwunden . Sie sei heute so gestellt , daß sie wieder
allen Anforderungen zu genügen vermöge. Nach Erledigung
einiger Anftagen sprachen sich dann noch die Herren Architekt
Hoffmann und Bankdirektor Sepp für die Beseitigung der
Zwangswirtschaft auf dem Wohnungsmarkt aus , auch gaben sie
beachtliche Anregungen über die Beschaffung von Baugeldern .Der Bürgerausschuß in Lörrach befaßte sich mit dem von der
Regierung gefaßten Plan , entweder das Gymnasium oder die
Realschule oder die Mädchenbürgerschule abzubauen . Der
Bürgerausschutz hielt jedoch die Aufrechterhaltung aller drei
Einrichtungen bei den besonderen Verhältnissen der Stadt
Lörrach und der gesamten Umgebung für unbedingt nötig.

Ikommunale Nimdscdau
Die Böhrenbacher Talsperre . Uber die Beveutuna und den

Bau der geplanten ersten deutschen Eisenbeton-Talsperre im
badischen Schwarzwald macht Ingenieur Mangold in der „Um-
schau " nähere Angaben. Der Bau , der von der badischen
Stadtgemeinde Böhrenbach . ausgeführt wird, bezweckt die Un-
abhängigmachung des Fernbezugs von Kraft und Licht durch
die Ausnützung der Linach im Gebiete der oberen Donau . Die
Sperr,nauer liegt in einer engen Talsperre . Das Gefälle be-
trägt 80 Meter bei rund 9 Kilometer Entfernung . Das großeStaubecken ist nach dem Tal durch eine 25 Meter hohe Stau -
mauer aus Eisenbeton abgeschlossen. Gegenüber einer Fall -
mauer bedeutet die Betonmauer eine Erfassung der Kräfte
der Staumassen in einer weit kürzeren Stauzeit . Die Iah -
resleistung aus dem Staubecken kann auf drei Millionen
Kilowattstunden gesteigert werden. Das Wasser fließt durch
einen 340 Meter langen Stollen und eine 1650 Meter lange
Hangrohrleitung nach dem Wasserschloß , das durch eine Fall -
rohrleitung von 234 Mieter Länge mit dem Kraftwerk ver-
bunden ist.

Gründung einer Baugesellschaft in Neustadt . Zur Wehe-
bung der Wohnungsnot u. der Arbeitslosigkeit im Baugewerbe
fand in Neustadt eine Versammlung von Vertretern aus Jndu -
strie-, Bank- u. Baugewerbe - sowie aus der Geschäfts- u . Han-
delswelt statt . Durch Zusammenschluß aller Kreise soll dem Bau -
gewerbe Geld zur Verfügung gestellt werden, damit vor al .
lem der Bau von kleinen Wohnhäusern begonnen werden
könne . Alle Teilnehmer sprachen sich für die Bildung einer
G . m. b. H. aus . Der Vorschlag des Bürgermeister? Pfister
wurde einstimmig angenommen , nach welchem vorerst 10 klei¬
nere Häuser gebaut werden sollen , wofür ein Gesellschaftska-
pital von 70—80 000 Mark benötigt wird . Weitere Beratun -
gen werden in dieser Angelegenheit noch erfolgen.

Fast ein Viertel Münchens i>, Dauerfürsorge. Bei einer
Pressebesprechung im Münchener Rathause , bei der ein umsas-
sendes Bild von der Organisation und Tätigkeit des städtischen
Wohlfahrtsamtes gegeben wurde, führte das Amt den Nach-
weis , daß im Dezember 1923 etwa 140 000 Personen oder 23
Prozent der gesamten Bevölkerung Münchens sich in offent -
licher Fürsorge befanden. Bon der Armenpflege wurden 4886
Erwachsene und 1757 Kinder, von der Sozialrentnerfürsorge
10651 Rentner .. mit 963 Ehefrauen und Kindern, von der
Kleinrenwerfüriorge 4869 Rentner mit 618 Ehefrauen und
Kindern unterstützt. Zusatzrenten in der Kriegsbeschädigten-
und Hinterbliebenenfürsorge bezogen 11 128 Personen . Die
Gebrechlichenfürsorge zählte 1700 Fälle . In Versorgungsan -
stalten waren 2020 Personen untergebracht, in Erwerbslosen -
fürsorge standen 26 000 Erwerbslose mit 16000 unterstützten
Angehörigen und 52000 Kurzarbeiter ; in der Jugendfürsorge
standen etwa 10 000 Personen .

Aus der Landeshauptstadt
Schlichtungsausschußbezirk Karlsruhe. Der Badifche Sr»

beitsminister hat mit Zustimmung der in Betracht kommenden
Bürgermeisterämter verfügt , daß für alle Einzelstreitigkeiten
für die ftüher die Schlichtungsausschüssezuständig waren und
die nach der Neuregelung (Verordnung vom 30. Oktober 1S23,R .G .Bl . S . 1043 ) nicht vor ein Gewerbe- oder Kaufmanns -
gericht gebracht werden können . „Arbeitsgerjchtskammern" er-
richtet werden . Für den Schlichtungsausschutzbezirk Karls -
ruhe sind solche „Arbeitsgerichtskammern " errichtet in Karls -
ruhe : Für die Arbeitsnachweisbezirke Karlsruhe , Bruchsal und
Rastatt , sofern auf Arbeitnehmerseite nur Handlungsgehilfenund Handlungslehrlinge beteiligt sind und die Zuständigkeitdes Kaufmannsgerichts Karlsruhe nicht schon gesetzlich ge-»
geben ist, sowie für die übrigen Einzelstreitigkeiten des Ar-
beitsnachweisbezirks Karlsruhe — mit Ausnahme des frühe-
ren Amtsbezirks Durlach , für dessen Streitfälle das Gewerbe»
gericht Durlach zuständig ist. Es müssen also alle Einzelstrei-
tigkeiten aus dem Arbeitsnachweisbezirk Karlsruhe — mit
Ausnahme des früheren Amtsbezirks Durlach — die in das
Zuständigkeitsgebiet des Gewerbegerichts fallen, und die Ein »
zelstreitigkeiten aus den Arbeitsnachweisbezirken Karlsruhe ,
Bruchsal und Rastatt , die in das Gebiet des Kaufmannsgerichts
fallen , beim Gewerbegericht bezw . Kaufmannsgericht (Arbeits-
gerichtskammer des Schlichtungsausschusses Karlsruhe ) in
Karlsruhe eingereicht werden. Ferner in Durlach: Für all ».
Einzelstreitigkeiten aus dem ganzen ftüheren Amtsbezirk Dur •
lach , in dem auf Arbeitnehmerseite keine Handlungsgehilfe» >
und keine Handlungslehrlinge beteiligt sind , soweit nicht dii
Zuständigkeit des Gewerbegerichts Durlach schon gesetzlich ge>
geben ist . In Pforzheim : Für alle Einzelstreitigkeiten aus
dem ganzen Arbeitsnachweisbezirk Pforzheim , soweit nicht
die Zuständigkeit des Kaufmanns - oder Gewerbegerichts ge»
setzlich schon gegeben ist. Ebenso in Bruchsal : Für alle Einzel-
streitigkeiten aus dem ganzen Arbeitsnachweisbezirk Bruchsal,
soweit nicht die Zuständigkeit des Gewerbegerichts schon gesetz-
lich gegeben ist , und in Baden- Baden.

Postverkehr . Von jetzt an werden von den Postanstalten im
unbesetzten Deutschland gewöhnliche Postpakete nach Frank -
reich und nach Ländern im Durchgang durch Frankreich, ins -
besondere nach . Spanien , wieder zur Beförderung angenommen.
Außerdem wird wieder aufgenommen der Postpaketverkehr
zwischen dem besetzten Deutschland und Luxemburg, dem
Saargebiet sowie Großbritannien und Irland durch Vermitt -
lung der Britischen Kontinental -Agentur . Die französische
Postverwaltung erhöht vom 1 . Februar an ihren Landanteil
für Postpakete bis 1 Kilogramm um 10 Cent. ( Gold ) , über
1—5 Kilogramm um 20 Cent., über 5—10 Kilogramm um 30
Cent . Dementsprechend werden von den deutschen Postanstal»
ten vom genannten Tage an für Postpakete nach Frankreich
die um diese Beträge erhöhten Freigebühren erhoben .

Die gesetzliche Miete des Monats Januar 1924 beträgt
hier , außer für den Vorort Rintheim , nach einem unverbind¬
lichen Durchschnittssatz in Goldmark das 0,032 fache der Iah »
resgrundmiete . In dieser Zahl sind d?e Betriebskosten inbe»
griffen , außer etwaigen Auslagen für TreppenhauSbeleuch-
tung . Klingler , Grubendesinfektion , Haftpflicht- und Wasser-
schadensverstcherung.

# Badischer Berein für Geflügelzucht. Im Saal 3 der
Brauerei Schrempp hielt am Sonntag nachmittag der Verein
seine ordentliche Generalversammlung ab. Herr Langenstein
erstattete den Geschäftsbericht, in welchem er die verschiedenen
Veranstaltungen des Vereins berührte . Der Verein zählt heute
461 Mitglieder . Den Kassenbericht der Vereinskasse erstat»
tete Herr Wilzer , der Verein tritt mit einem Barvorrat von
übst ' 200 Goldmark in das neue Vereinsjahr ein . Der Ver-
einNbeitrag wurde auf 4 Goldmark und das Eintrittsgeld auf
1 Goldmark festgesetzt . Die Beiträge sollen in diesem Jahre
ibei den Mitgliedern durch Boten eingezogen werden. Den
Kassenbericht über die FutterwirtschaftSstelle erstattete Herr
Künzer . Auch hier hat die fortgesetzte Geldentwertung viel
Mühe u . Arbeit gebracht, doch glaubte man , daß diese Schmie»
rigkeiten nun behoben sein werden. Hr . Crocoll berichtete über
den Stand der Geräte u . Käsige , die sich in auter Ordnung be-
finden . Nach Dankesworten ves Vorsitzend . Langenstein an die
Aussteller , sowie die Ausstellungskmnmission, wurde zur Wahl
des 1. und 2 . Schriftführers geschritten . Als 1 . Schriftfüh -
rer wurde Herr Dietze , und als 2 . Schriftführer Herr Grab
einstimmig gewählt . Der seitherige Schriftführer , Haupt-
lehrer Braun -Rüppurr , wurde in Anerkennung seiner Ver-
dienste, als Mitglied ohn-e Beitrag weiter geführt. Der Vor-
sitzende Langenstein berichtete nunmehr über die Ausstellun-
gen in Pforzheim und Baden-Baden und deren Verlauf in
ausführlicher Weise, worauf die Generalversammlung unter
Dankesworten geschlossen wurde.

Bei dem Bunten Abend des Land«»theaters , der letzten
Sonntag im Konzerthaus stattfand , wurde dem Publikum eine
kleine, amüsante Lustspiel-Novität dargeboten: „Die Tages¬
zeiten der Liebe " von Nicodemi . Mit gerinAtem
Bühnenaufwand ( kein Wechsel der Szenerie ) spielen sich die
heiteren Szenen ab , wobei alles auf Temperament und Mimik
der Darsteller abgestellt ist. Da Inhalt nicht viel besagt,
muß Spiel alles dabei sein . Jedenfalls wurde diese Aufgabe
von Bürkner und Hanfi Nas ŝe ergötzlich gelöst, und
so blieb auch der reiche Beifall des sehr gut besuchten Hauses
nicht aus .

V . Sinfoniekonzert de » Bad. La»destheaterorchesters. ES
sei nochmals auf das fünfte Sinfortiekonzert des Bad. Lan¬
destheaters hingewiesen, das Dienstag den 29. Januar statt -
findet und den «I . Kapellmeister der Münchener StaatsoperRobert Heger am Dirigentenpult sieht . Hauptwerk des
Abends ist die zur Erstaufführung kommende Sinfonie in
cl-moll Hegers , der darin von den Giros,meistern der Gattungdie architektonische Form übernimmt , st« aber mit neuroman -
tifchem Geist beseelt und in glänzender Instrumentation dar.
bietet . Die Novität , deren Aufführung mchr als eine Stunde
beträgt , fand überall , wo sie seit der Barmer Uraufführung
erschien , als Ausd-ruck einer schopser -isch zweifellos stark be-
gabten Persönlichkeit weitgehendstes Interesse, wie ja auch
Heger mit seiner Oper „Ein Fest auf Hadersleh" eine außer -
gewöhnliche Wirkung erzielte . Vor dem Werk erscheint als
zweite Neuheit die „Ouvertüre zu einer Opera buffa" von
dem in Wien lebenden >SchreSerfchüler Wilhelm Groß , der
hier als Konzertbezleiter nicht unbekannt ist. Das Werk
wurde im April 1923 in den Kammerorchesterkonzerten der
Philharmoniker erstmals gespielt . In der Mitte des Pro -
gramms stehen Max Negers selten zu hörende Beethoven»Variationen , die eine Orchesterübertragung des op . 86 für
zwei Klaviere darstellen und vor den im Konzertsaal bekann-
teren Mozart - und Hiller -Variationen entstanden sind.

Raubüberfall. Schreckliche Stunden durchlebte ams SamS-
tag abend die Familie des Gutspächters Vollmer im Hofgut
Maxau . Ungefähr um 9 Uhr drangen fünf mit GesichtsmaS-
ken versehene Männer in die Wohnung des Pächters und
zwangen diesen mit vorgehaltenem Revolver zur Herausgabevon Geld . Den Räubern fiel ein größerer Betrag in bis
Hände , mit dem jie das Weite suchten .



Ikurze Hacfcridrten aus «sden
5tt. 3 de« Badisch« , Gesetz, und Berord «u»g»blatt«» hat fvl-senden Inhalt : Verordnungen und Bekanntmachung : d«S

tSministeriumS: Aufhebung von BezirkSbchörden der Wasser- und Strcchenbauberwaltung; des FinanzministerS: die Or-
ganisation der BeziSsforstverwaltung ; d»S Ministers des In »nern: über diq Vereinfachung der inneren Verwaltung : zumVollzug der Verordnung des StaatSministeriumS vom 22. De-
zember 1923 zur Hevabminderung der Personalausgaben derGemeinden, Kreise arti» Körperschaften des öffentlichen Rechts ;über den Berkehr mit Brennholz.

Mannheim, 27 . Jpn . Der 1918 unter dem Namen »Bundder Erfinder " gegründete „Reichsverband Deutscher Erfinder " ,E . B. Mannheim , beabsichtigt, in der ersten Maiwoche d . I .wiederum eine Erfimdungen - und Jndustriemesse im Mann -
heimer Rosengarten zu veranstalten . Alle deutschen Erfin -
der erhalten groß« Vergünstigungen . Fragebogen wolle man
umgehend bei der Geschäftsstelle des „ReichsVerbands Deut¬
scher Erfinder "

, Mcqircheim , X 3, 3 , anfordern . Diese ge¬meinnützigen CharaAer tragende Deutsche Erfindungen ^ Neu-
kieiten - und Jndustrsemesse Mannheim gewan« seit ihrer
Gründung ISA durch ein« weitreichende Werbetätigkeit im
In - und Ausland eine ständig wachsende Zahl von festen In -
teressenten in Erfinder -. Industrie - und HandelSkreisen.

Mannheim , 28. Ja « . Im Nibelungensaal fand eine Kund-
gebung der Eltern des Volksschulkinder zum Schulabbau statt .Es wurde eine Entschließung angenommen , in der ein gewalt¬
samer und übertriebner Abbau, welcher Klassenüberfüllung
sowie Schüler - und Lehrerüberbürdung zur Folge hätte , ab-
gelehnt. Man lasse eL sich mit dem natürlichen Abbau genü¬
gen, der sich durch den starken Geburtenrückgang bedingten
Wenigererrichtung von Anfängerklassen in den Jahren 1922
bis 1925 ergibt. Diener omanische Abbau , der ob«e Zerrei -
feen der Klassen und Schulabteilungen vor sich geht, bedeutet
an der Mannheimer Volksschule ein Eingehenlasse« von 52
Klassen (Ostern 1923) und 40 Klassen (Ostern 1924) , d. h.
«inen Personalabbau von 52 und 40 Köpfen, das sind 10 bezw .
7 Prozent des gesamter Lehrkörpers. Da sich die Abnahme der
Zahl der Klassen bis- 1926 fortsetzt , so liefert sie ganz von
selbst diejenige Personalabbauquote , die für die Volksschule ,in welcher in der Nachkriegszeit keine ungesunde Personal -
inflation stattgefunden hat , gerechterweise in Betracht komme .

DZ . Heidelberg, Der durch die Wegberufung des Profes -
sors Fehr nach Berlim erledigte germanistische Lohrstuihl der
juristischen Fakultät der Universität Heidelberg ist dem ordent¬
lichen Prof . Dr . Frany Beyer! « an der Universität Heidelberg
angeboten worden.

v.v. Bruchsal, 28 . Jan . Anläßlich des Besuchs des Senats
der Universität HoidÄberg am Samstag nachmittag beim
jüngsten Gbrensenatori. Fabrikant Gramer in Bruchsal, besich-
tigten die Herre « das Äruchsaler Schloß , die städt. Samm -
lungen unid das städt. J -uyendheim.

DZ . Freiburg i. $8-, 26 . Jan . Hier verstarb gestern der
Universitätsprofessor a . D . Stadtpfarrer Dr . Trenkle im
Alter von 63 Jahren .

DZ . Schopfheim, 26. Jan . Bei einer Vollversammlung der
Handelskammer für t*e Kreise Lörrach und Waldshut wurde
der stellvertretende <A,ndikus Dr Mater zum geschäftsfüh¬
renden Syndikus gewLhlt.

DZ . Reichenau a . B . , 26 . Jan . Unter Berücksichtigung des
vorzunehmenden Wechsels in der Münsterpfarrei , wo die Siel -
lung des Pfiarrherrn wegen Ausscheidens unseres bisherigen
Seelsorgers neu ausgeschrieben ist. wird die große Säkular -' ier der lAMjährigen Klostergründung für nächstes Jahr der-

oben.

Dandel und Mirtscknkt
Berliner Devisennotierungen

Sn Millionen Mark .

Amsterdam . .
Kopenhagen
Italien . . .
London . . .
Rewyork . . .
Paris . . . .
Schweiz . . .
Prag . . . .
Wien <100 Kronen )

Die klein» Ziffer

29. Januar
Geld»

1 566 075
671 318
184 288

17 955 000
4185500

195 510
724 185
120 946
59 351

Brief
1 573 925 ' °

674 682
185 212

17 045 000' °
4 210 500 '

196 490
727 815

121 554
59 649

38 . Januar
S -N»

566100
671 318
183 540
755 500
189 500
192 278
723 188
121 944
59 351

Brie!
1 563 900 '°
674 682
184 460

17 844 500 '°
4 210 500 '°

193 732
726 812
122 556
59 649

ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.

13,S
11,5
2,25
2,25

1.9
4,2
4,2

bedeutet dir Zuteilung in Prozent

Wertbeständige Anlage «
!ur Anlage für Mündelgelder und «lS wertbeständige Effekten

find zugelassen :
Letzter KurS : (in Billionen Mark)

5*/« Badische Kohlenwert -Anleihe . . . .
6' /o Mannheimer Koh .e .iwert-Anleihe . . .
5°/, Rhein-Main -Donau -Gold-Anleihe . . .
7°/„ Neckarwerke Goldanleihe
5 ' /. Preußische Kali-Anleihe pro 100 kg . .
5% Sächsische Roggen-Anleihe pro Ztr . . .
ö"/a Süddeutsche Fesiwertbank-Oblig . . . .
Dollarschatzanweisungen des Deutschen Reichs
Goldanleihe d- Deutschen Reiches . . .

Ferner nennen wir noch die nicht mündelsichere
wertbeständige Anleihe Freudenberg Carl ,5°/o G . m . b. H„ Lederfabrik Weinheim . . . . ca . 1 Billion

Die Freiburger Weinbörse vom 24 . d. M . war lebhaft be¬
sucht. Das Angebot im alten Wein war größer als auf dem
letzten Börsentage , während in neuen Weinen geringes Ange-
bot vorlag . Infolge hoher Preisforderungen bewegte sich das
Geschäft in engen Grenzen . Aus dem gleichen Grunde war
auch das Geschäft mit Branntwein unbedeutend.

Internationale Ersindungen- Messe in Mannheim. Der In -
ternationale Erfinderschutzverband Mannheim veranstaltet im
Sommer d. I . (Juli — September ) wieder eine Internationale
Erfindungen - Messe (Ausstellung für Erfindungen , Neuheiten
und gewerbliche Fortschritte ) . Anfangs Juli d . I . wird diese
Messe in Mannheim ihren Anfang nehmen und dann durch
alle größeren Städte SüddoutschlmÄs wandern . Im nächsten
Jahre beabsichtigt die Leitung die Reiseroute zu erweitern und
die Ausstellung auch im Ausland zu zeigen. Bedürftige Erfin -
der finden in jeder Weise Unterstützung . Auskunst erteilt die
Geschäftsstelle Mannheim Q 3, 16 .

Baioristerung von Rentenmark -Guthaben . Die Bereinigung
Mannheimer Banken und Bankiers, beschlossen alle Renten-
mark- Gulhabeii über S00 RM ., wenn sie mindestens einen Mo-
nat zur Verfügung der Bant bleiben, ohne weiteres auf Dol-lar-Grundlage zu valorisieren .

Aufrufung des preußischen Notgeldes zu 219 Goldmark .
Nachdem vor kurzem die preußischen Dollarnotscheine über
4 .20 Mark zur Einlösung aufgerufen worden sind, weil be-
trächtliche Mengen von Fälschungen aufgetaucht sind , sind jetzt
auch die preußischen Notgeldscheine über 2 .10 Goldmark auf -
gerufen worden . Es hat sich herausgestellt , daß die Notgeld-
falscher anscheinend mit einer gestohlenen Platte arbeiten und
für ihre Fälschungen Wasserzeichen benutzen, so daß die Fäl -
schungen von echten Scheinen kaum mehr zu unterscheiden
sind . Die Fälschungen sind in der letzten Woche überall auf -
getaucht.

Die Preußische Central-Bodenkrebit -Aktiengesellschast deröf-
fentlicht in der vorliegenden Zeitung einen Hinweis auf ihreneuen 5% Gold-Comm. -Schuldverschreibungen, die auf Gold-mark nach dem Feingoldwert lauten und durch ebensolche Gold-
markdarlehen vorschriftsmäßig gedeckt sind . Sie sind an derBerliner Börse zugelassen und werden bereits amtlich notiert.Die letzte Kursnotiz war 600 Milliarden Mark für eine Gold-
mark, gleich 60 Proz . des Nennwertes . Für die gegenwärtigeLage des Goldmarktes ist es bezeichnend , daß ein so erstklassigesAnlagepapier bei diesem Kursstände eine dauernde Verzinsungvon SH Prozent in Feingoldwert bietet.

Vom Schuhmarkt . Die Schuhindustrie hat jetzt wieder eine
Behebung erfahren , so daß die Krisis allem Anschein nach über-
wunden ist. Bei flottem Weihnachtsgeschäft sind die Läger der
Grossisten geräumt worden ; aber auch die Inventurausverkäufe
hgben zu einer Belebung des Handels in der Schuhindustrie
geführt - Die Verbilligung der Rohmaterialien trägt dazu bei ,daß der Großhandel seine Läger füllt und es ist zu empfehlen,daß ein regerer Verkehr der bisherigen Absatzstockung folgt.Daraus hat sich auch schon eine Verlängerung der Arbeitszeitin den Fabriken ergeben. Wenn die Rohmaterialien nichteinen neuen Aufschwung der Preise erfahren ^ darf man auchmit einer Wiederbelebung fces Exports rechnen.

verschiedenes
Bollendung des Walchensee - und BayernwerkeS

Nach fünfjähriger Bauzeit ist nunmehr die Großwasserkraft -
anlege des Walchenseewerkes ihrer Vollendung soweit zuge-
führt worden, daß am Samstag mit der Krafterzeuaung ein¬
gesetzt werden konnte. Ebenso ist das Bayernwerk jetzt soweit
fertiggestellt, daß es am Samstag die Stromübermittelung
aufnehmen kann. Der BetriebSeröffnuna der beiden Werke
wohnten, wie aus München gemeldet wia >, als Vertreter der
bayerischen Staatsregierung Ministerpräsident Dr . v. Knillinz,ferner der Vertreter der ReichSregierung in München v. Ha-
niel , der preußische Bevollmächtigt? Dr . Denk, sowie eine An-
»ahl offizieller Persönlichkeiten bei .

Die abgelehnte Zugspiitzbahn.
Das Konsortium zur Erbauung einer Zugspitzbahn hat, wie

der „Franks . Ztg ." zufolge aus München verlautet , neuerding»
um eine Konzession nachgesucht. Da» Gesuch ist aber abgelehntworden mit der Rücksicht auf die wirtschaftliche Not, die der-
artige Bauten nicht gestatte und auf Einwendungen , di« au»
alviniitiicken Kreisen kamen .

Staatsanzeiger
Bekanntmachung .

Französische Konsularageutur in Man«hrim.
Herr Jean Jmbert ist zum Konsularagenten der französi-

schen Republik in Mannheim für den Bereich de» Kreises
Mannheim ernannt worden. Demgemäß wurde er zur Au».
Übung seiner Tätigkeit im badischen Staatsgebiet zugelassen.

Karlsruhe , den 25. Januar 1924 .
Badisches Staatsministerium.

Köhler .

Bekanntmachung .
Die Auflösung der Privatspargesellschaft Karlsruhe.

Die Privatspargesellschaft Karlsruhe , die durch Entfchli«.
tzung des Staatsminifteriums vom 27 . November 1893 die
Rechte einer Körperschaft verliehen erhielt , ist durch Beschluß
der Generalversammlung mit Genehmigung de? Ministeriums
des Innern aufgelöst worden.

Karlsruhe , den 24 . Januar 1924.
Der Minister des Innern .

I . V . : Scheffelmeier . Kauppe .

Staatsprüfung für den mittleren Maschinen, und «lektro-
technischen Dienst.

Der Beginn der nächsten Staatsprüfung für den Maschinen -
und elektrotechnischen Dienst ist auf

Montag den 18. Februar 1924
festgesetzt .

Die Gesuche . um Zulassung zur Prüfung sind bis spätestens
6. Februar 19&4 mit den nach K 4 der landesherrlichen Wer-
Ordnung vom 3 . Oktober 1908 (j@L u . V .M . S . 597 f .) erfor -
derlichen Belegen beim Zentralbüro der Reichsbahndirektion
Karlsruhe , Friedrichsplatz 13, einzureichen.

Karlsruhe , den 28 . Januar 1924.
Der Minister der Finanzen

I . V . : Sammet . Bosch.

Staatsprüfung für den mittleren bahn - und tiefbau-
technischen Dienst.

Der Beginn der nächsten Staatsprüfung , für den mittleren
bahn - und tiefbautechnischen Dienst ist auf

Montag den 18. Februar 1924
festgesetzt .

Die Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind bis spätestens6. Februar 1924 mit den nach § 4 der landesherrlichen Ver¬
ordnung vom 4. September 1895 (G . u . B .Bl. S . 360) erfor-
derlichen Belegen beim Zentralbüro der Reichsbahndirektion
Karlsruhe , Friedrichsplatz 13, einzureichen.

Karlsruhe , den 28 . Januar 1924.
Der Minister der Finanzen.

I . V . : Sammet . Bosch.

personeller Zeil
Ernennungen , Versetzungen , Zuruhesetzungen usw .

der planmäßigen Beamten.
AuS dem Bereich des Justizministeriums .

Versetzt:
Kanzleiassistentin Marie Schmidt beim Notariat Heidelberg

zum Amtsgericht daselbst .
Zuruhegesetzt auf Ansuchen :

Gerichtsoberverwalter Franz Kaufmann beim Amtsgericht
Kehl , Gerichtsverwalter Josef Baumbusch beim Oberlandes-
gericht, Kanzleisekretär Franz Bierhalter beim Notariat
Schönau ; die Gerichtsvollzieher Johann Kehret in Baden ,
Jakob Klee in Mannheim und Franz EverS in Pforzheim ,
Amtsgehilfe Ludwig Graf beim Landgericht Mannheim .

Ministerium des Kultus und Unterrichts
Zuruhegesetzt :

Professor Alfred Kusche am Staatstechnikum Karlsruh «.
In den einstweiligen Ruhestand versetzt:

Professor Taver Steinhart , Professor Karl Staatsmann »
Professor Paul Bastine am Staatstechnikum Karlsruhe .

Gestorben :
Notariatsdirektor Georg Esselborn in Mannheim , Verwal¬

ter Rechnungsrat Karl Wasch beim Landesgefängnis Freiburg .

Badisches l . andestheateis
Dienstag , 29 . Jan . 7 1/, —9 ' /, Uhr . Sp . 12 .50 M.

Th .-Gcm . B . V .B . Nr . 6101 - 6400.
Unter Leitungen RobertHeger ,

I . Kapellmeister am National theater München .
f. Sinfonie - Konzert des LandesMr- Orcbnters .

Werke von Groß , Reger , Heger .

Badisches Landestheater .
Mittwoch, 30. Jan . V - »/J 0 Uhr . Sp. 14 .20 M .

Abonnement F 13.
Th .-Gem. B.V .B . Nr . 501 —700 und 1901—2200.
Die Orestie des Aischylos .

la. Steinkohlen * *
S \ Koks, Grudekoks / \
Steinkohlen -u .Braunkohlenbrikett8

Brennholz
liefern

Kohlenhandelsgesellschaft
HauptbUroi Rheiwhafen , Nordbeckenstr . 6

Fernsprecher 962 und 5165
StadtbUro & i KaiscrstraBe 118,

Femsprecher 55 06
Durlacher Allee II ' (Vertr. : Willi . Kaeller )

Fernsprecher 5724 D 14
imma

PrechW TeM-MklilM 'MWWW in Salin.
Neue

EM - Um .- KWvMMlliW
lautend auf Goldm -rrt nach dem Keingoldwert

(1 Goldmark => 0,35842 g Feingold)
Gedeckt nach Vorschrift des Hypothekenbanrgesetzcs insbesondere durch Gold -

vorlehne an wirtschaftliche Unternehmungen unter selbstschuldnerischer Bürgschaftder beteiligten Kommunal-VerKände, daher «tüudelfichcr .
talbjahrliche Zinsscheine zum 30 . Juni und 31 . Dezember ,

tücke zu 10 , 20 , 50 , 100 und 500 Goldmark sofort lieferbar.An der Berliner Börse zugelassen und amtlich notiert. Erhältlich zum je-
weiligen Berliner Tageskurse bei der Gesellschaft und ihren bekannten Zahl-
stellen sowie bei den übrigen Bankfirmen . D .48

Wir suchen für den dortigen Bezirk einen durchaus

tüchtigen Alleinvertreter .
Zur Übernahme des Lagere sind 1000 Rentenmark
erforderlich. 100 Rentenmark monatl. Gehalt und
hohe Provision- Propagandamaterial wird kostenlos
in eigener Druckerei hergestellt. Nur arbeitsfreudige
Herren, welche über dieses Kapital sofort verfügen,bitte Offerten an VerlagsdirektorStraus , Leipzig -
Plagwitz 52 , ZschocherschestraBe 54 «

Bekanntmachung .
18 .297 . Konstanz . Die

Entmündigung der Jo-
Hann Baptist Breyer Wit-
we Franziska geb. Beeser
in Konstanz wurde durch
Beschlutz des Amtsgericht »
Konstanz vom 27. Dezem.
der 1923 aufgehoben .
Konstanz, 23 . Jan . 1924.

Bad . Amtsgericht I . ,

Nach Beschlutz der Ge.
sellschafts : wurde heute die
Liquidation unserer Firma
erklärt und zum Handels¬
register angemeldet .

EtwaigeGläubigerwollen
sich meiden . V .279 .3.2
Riegel & Gänhler , G . m. b . H.

Durlacher Allee 43 .

Uhchmrlliils.
Das Forstamt Herren -

wies in Forbach verkauft
freihändig 1530 Festmeter
Nadelftämrme u . Abschnitte ,
vorwiegend Starkholz , in
5 Losen . Angebote sind
bis Donnerstag , den 14.
Februar 1924 , nachmittag ?
k Uhr, einzureichen . Los-
Verzeichnisse und nähere
Auskunft durch das Forst-
amt (Fernruf Forbach IS.)

Radelnutzholzverkaus .
Das Forstamt jiirchzarten

bei Freiburg i . Br. «Station
der Höllentalbahn) verkauft
freihändig 1957 Festmeter
Langholz , meist Fichten
(Stämme und Abschnitte

I— III . 1200 Fm ., IV- 'VI.
757 Fm ) in 12 Losen.
Fällung : Sommer und
Herbst 1923 . Zahlungsbe -
dingungen und Lösaus -
züge durchs Forstamt.
Schriftliche Angebote in
Prozenten der Goldmark-
preise Dezember 1923 bis
Freitag, den & Februar 1924
erbeten. 58 .312

NlWlMsleiWIINg
des Forstamts WieSloch am
Montag, den 4. Februar,
vormittags 10 Uhr, im
Forsthaus in Unterhof aus

Domänenwalddistrikt I
Kirchenrückwal̂ und II
„Sallengrund" : B .310.

26 Eichen I .—V. Kl . ;
4 Buchen I .—III . Kl. ; 54
Eschen IV —VI . Kl. ; 1
Kirschb . V . Kl. ; 5 Akazien
IV .—VI . Kl . ; 4 Forlen-
abschn . I . Kl. ; 2 Lärchen
VI . Kl. ; 182 Nadelholz-
Stangen I .—IV . Kl . ; 2
Ster eichenes Küferholz u.
7 Ster buchenes Nu ^-
schichtholz. Domänenwald -
Hüter Simon Hillenbrandin Horreirberg zeigt das
Holz vor.
Am Dienstag, den 5. Fe-

bruar . vorm . 19 Uhr, im
Rathaussaal h, Mühlhau-
sen aus Domänenwalddi-
strikt lll „Schleeberg" :
21 Eichen I .—IV . Kl. ; 2

Buchen III .—IV . Kl . ; S
Lärchen V .—VI . Kl . ; 1
Fichte VI . Kl. ; 35 eichene
Reisstangen ( 1 Haufen ) ;
1239 Nadelholz-Stangen
II .—V . Kl. ; 7 Ster ei.
cheneS Küferholz ; 6 Ster
buchenes und 1 Ster bir-
kenes Nutzschichtholz ; Forst-
wart Seiferling in Mühl -
Haufen zeigt das Holz vor.

Öffentliche Versteigerung
alter für Eisenbahnzwecke
nicht mehr geeigneter Ge-
rate , darunter Kochherde ,
Backöfen , Schränke, Bett -
stellen , Beleuchtungskörper
u. a . m., gegen Barzahlung
am Donnerstag, den St .
Januar 1924 , vormittags81/, Uhr beginnend , im
Gerätehauptlager Karls -
ruhe, alter Personenbahn »
Hof (Eingang Rüppurrer -
stratze ). 55 -273 .3 .2

Karlsruhe , 24 . Jan . 1924 .
Reichet »ahndir ^ktion.

Matermlamt.

f,l

Deutsche Reichsbahn .
Die Station Eberbach-

Pleutersbach wird vorläu-
nicht aufgehoben ,

arlsruhe, 25 . Jan . 1924 .
Reichsba hndirektion .

Mit Wirkung vom 1 . Fe-
bruar 1924 werden die
Gepäck - und Expretzgutsätzeum etwa 8 v. H . ermätzigt .

Karlsruhe , 26. Jan . 1924 .
Reichsbahndirektion .

Druck G. Braun, Karlsruhe.
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